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Sachgeschä f t  Te i l r ev i s ion  Pe rsona l reg lement 
E r l äu te rungen

Ant rag  des  Geme indera tes

1. Die Änderungen und Ergänzungen zum Personalregle­
ment der Gemeinde Freienbach werden genehmigt.

2. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt. 
3. Die Änderungen treten per 1. Januar 2019 in Kraft.

B er i ch t

Ausgangslage

Aktuelles Personalreglement
Das Personalreglement der Gemeinde Freienbach wurde 
an der Urnenabstimmung vom 26. November 2006 ange­
nommen und auf den 1. Januar 2007 in Kraft gesetzt. Es 
regelt das Arbeitsverhältnis der Mitarbeitenden der Ge­
meinde Freienbach, soweit für sie nicht spezielle Regelun­
gen gelten (zum Beispiel Lehrpersonen).

Aktuelle Ausführungsbestimmungen  
zum Personalreglement
Einzelheiten zu den Anstellungsbedingungen sind in den 
Ausführungsbestimmungen zum Personalreglement gere­
gelt. Der Erlass der Ausführungsbestimmungen liegt in der 
Kompetenz des Gemeinderates. Dieser hat die Ausfüh­
rungsbestimmungen an seiner Sitzung vom 28. Septem­
ber 2006 verabschiedet und per 1. Januar 2007 in Kraft 
gesetzt. Seither wurden einige Anpassungen und Präzisie­
rungen vorgenommen. Die Ausführungsbestimmungen 
sind nicht Bestandeil dieser Vorlage.

Ausführungen  zu r  Te i l rev i s ion

Revisionsbedarf
Das Personalreglement der Gemeinde Freienbach regelt 
das Arbeitsverhältnis für Mitarbeitende, die in völlig unter­
schiedlichen Bereichen arbeiten. Es reicht von den Pflege­
zentren über den Werkhof, den Hausdienst, die Gemeinde­
verwaltung bis hin zur Schulverwaltung. Grundsätzlich ist 
es richtig, den Geltungsbereich des Personalreglements 
nicht zu ändern. Es macht aber Sinn, einige Artikel so zu 
verfassen, dass einerseits mehr Flexibilität zur Regelung 
der einzelnen Arbeitsverhältnisse geschaffen wird und an­
dererseits seit Jahren angewendete Regelungen mit einer 
Kompetenznorm bestätigt werden.

Arbeitsgruppe Revision Personalreglement
Der Gemeinderat hat mit Beschluss vom 24. November 
2016 eine Arbeitsgruppe eingesetzt und diese mit der 
Ausarbeitung der Revisionsvorlage beauftragt. Der Ge­

meinderat legte dabei Wert auf den Einbezug seiner Mit­
arbeitenden. So konnte der Personalrat die Hälfte der Mit­
glieder der Arbeitsgruppe stellen. Dieser hat eine Mitarbei­
terbefragung gemacht, die Anliegen zusammengefasst 
und bei der Erarbeitung der Revisionsvorlage eingebracht. 
Hauptsächlich betrafen die Anliegen Bereiche, welche in 
den Ausführungsbestimmungen geregelt werden (diese 
sind nicht Bestandteil der Revisionsvorlage). 
Die Arbeitsgruppe konnte zu allen Punkten eine einver­
nehmliche Lösung finden. Arbeitgeberrat und Gemeinde­
rat haben die vorliegende Vorlage beraten und ohne we­
sentliche Anpassungen genehmigt.
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Sachgeschä f t  Te i l r ev i s ion  Pe rsona l reg lement 
G enehmigungs inha l t

I .  A l l geme ine  B es t immungen

Art 1. Geltungsbereich
Dieses Personalreglement sowie die ergänzenden Aus­
führungsbestimmungen regeln das Arbeitsverhältnis der 
Mitarbeiter der Gemeinde Freienbach, soweit für sie nicht 
spezielle Regelungen gelten.

Art. 3 Personalpolitik
1 Der Gemeinderat setzt sich zum Ziel, ein attraktiver Ar­

beitgeber zu sein. Zur Umsetzung hat er folgende Grund­
sätze definiert: 

a) der Gemeinderat orientiert sich bei der Festlegung der 
Personalpolitik an den Leistungsaufträgen der Verwal­
tung;

b) der Gemeinderat berücksichtigt sowohl die Bedürfnisse 
der Kunden als auch diejenigen der Mitarbeitenden;

c) dem Gemeinderat sind fachliche Eignung, das Verant­
wortungsbewusstsein und die Motivation seiner Mitar­
beitenden wichtig;

d) der Gemeinderat entwickelt das Potential seiner Mitar­
beitenden durch deren gezielte Förderung und Forde­
rung;

e) der Gemeinderat legt besonders Gewicht auf Individu­
alität und Persönlichkeit;

f) der Gemeinderat schenkt dem Angebot von Ausbil­
dungsplätzen besondere Bedeutung;

g) dem Gemeinderat sind zeitgemässe Arbeitsbedingun­
gen, leistungsgerechte Entlöhnung und flexible Arbeits­
zeitmodelle genau so selbstverständlich wie die Be­
schäftigungsmöglichkeiten für Menschen mit Handicap.

Art. 4 Organisation
Der Gemeinderat übt die Aufsicht über das Personalwe­
sen aus und erlässt Ausführungsbestimmungen zu diesem 
Reglement.

I .  A l l geme ine  B es t immungen

Art 1. Geltungsbereich
1 Dieses Personalreglement sowie die ergänzenden 

Ausführungsbestimmungen regeln das Arbeitsver­
hältnis der Mitarbeiter der Gemeinde Freienbach, so­
weit für sie nicht spezielle Regelungen gelten.

2 Der Gemeinderat kann für einzelne Personengrup­
pen spezielle Regelungen erlassen, insbesondere 
hinsichtlich Lohn, Arbeitszeit, Ferien sowie Beendi­
gung des Arbeitsverhältnisses.

3 Soweit dieses Personalreglement einschliesslich der 
Ausführungsbestimmungen nichts Abweichendes 
regelt, sind die Bestimmungen des Obligationen­
rechts auf das Anstellungsverhältnis des Gemeinde­
personals sinngemäss anwendbar.

Art. 3 Personalpolitik
1 Der Gemeinderat setzt sich zum Ziel, ein attraktiver 

Arbeitgeber zu sein. Zur Umsetzung hat er folgende 
Grundsätze definiert: 

a) der Gemeinderat orientiert sich bei der Festlegung 
der Personalpolitik an den Leistungsaufträgen der 
Verwaltung;

b) der Gemeinderat berücksichtigt sowohl die Bedürf­
nisse der Kunden als auch diejenigen der Mitarbei­
tenden;

c) dem Gemeinderat sind fachliche Eignung, das Ver­
antwortungsbewusstsein und die Motivation seiner 
Mitarbeitenden wichtig;

d) der Gemeinderat entwickelt das Potenzial seiner Mit­
arbeitenden durch deren gezielte Förderung und 
Forderung;

e) der Gemeinderat legt besonders Gewicht auf Indivi­
dualität und Persönlichkeit;

f) der Gemeinderat schenkt dem Angebot von Ausbil­
dungsplätzen besondere Bedeutung;

g) dem Gemeinderat sind zeitgemässe Arbeitsbedingun­
gen, leistungsgerechte Entlöhnung und flexible Arbeits­
 zeitmodelle genau so selbstverständlich wie die Be­
schäftigungsmöglichkeiten für Menschen mit Handicap;

h) der Gemeinderat verwirklicht die Chancengleichheit 
für Mann und Frau.

Art. 4 Organisation
Der Gemeinderat übt die Aufsicht über das Personal­
wesen aus und erlässt Ausführungsbestimmungen zu 
diesem Reglement. Er kann einzelne Aufgaben an den 
Arbeitgeberrat, die Betriebskommission Pflegezentren 
und an leitende Mitarbeiter delegieren. Die Einzelheiten 
werden in den Ausführungsbestimmungen geregelt.

Neu (Teilrevision), Genehmigungsinhalt in GelbBisherTr
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I I .  B egründung  und  B eend igung  
des  Arb e i t sve rhä l tn i sses

Art. 8 Begründung
1 Mitarbeiter werden mit öffentlich­rechtlichem Vertrag 

angestellt, sofern nicht die Volkswahl vorgeschrieben 
ist. 

2 Zuständig für die Anstellung neuer Mitarbeiter ist der 
Gemeinderat. Der Gemeinderat kann diese Anstel­
lungskompetenz delegieren.

3 Lernende werden mit privatrechtlichem Vertrag nach 
Art. 344 ff. Obligationenrecht und der Bundesgesetz­
gebung über die Berufsbildung angestellt.

Art. 11 Probezeit
1 Die ersten drei Monate des Arbeitsverhältnisses gel­

ten ohne anderslautende schriftliche Abmachung in 
der Regel als Probezeit. Die Probezeit kann wegbe­
dungen werden oder auf eine kürzere oder längere 
Dauer festgelegt und verändert werden, darf aber 
insgesamt nicht länger als sechs Monate dauern.

2 Bei einer effektiven Verkürzung der Probezeit infolge 
Krankheit, Unfall oder Erfüllung einer nicht freiwillig 
übernommenen gesetzlichen Pflicht erfolgt eine ent­
sprechende Verlängerung der Probezeit.

Art. 15 Verfahren/Kündigungsschutz
1 Will die Anstellungsinstanz einem Mitarbeiter kündi­

gen, gewährt sie ihm zuerst das rechtliche Gehör.
2 Die Kündigung ist von der Anstellungsinstanz sach­

lich zureichend zu begründen.
3 Bevor einem Mitarbeiter nach Ablauf der Probezeit 

gekündigt werden kann, sind ihm die Beanstandun­
gen durch eine Mitarbeiterbeurteilung vorzuhalten 
und es ist ihm eine Bewährungsfrist von mindestens 
drei Monaten anzusetzen.

4 Fällt die Mitarbeiterbeurteilung innerhalb von zwei 
Jahren nach Ablauf der angesetzten Bewährungs­
frist aus dem gleichen Grund erneut ungenügend aus, 
kann nach Klärung des Sachverhalts ohne Ansetzen 
einer neuen Bewährungsfrist gekündigt werden.

Art. 16 Sachlicher Kündigungsschutz
1 Die Kündigung durch die Anstellungsinstanz darf 

nach den Bestimmungen des Obligationenrechts 
nicht missbräuchlich sein und setzt einen sachlich 
zureichenden Grund voraus.

2 Ein sachlich zureichender Grund liegt vor, wenn:
a) ein Mitarbeiter längerfristig oder dauernd verhindert 

ist, seine Aufgabe zu erfüllen;

Neu (Teilrevision)Bisher

I I .  B egründung  und  B eend igung  
des  Arb e i t sve rhä l tn i sses

Art. 8 Begründung
1 Mitarbeiter werden mit öffentlich­rechtlichem Vertrag 

angestellt, sofern nicht die Volkswahl vorgeschrieben 
ist. 

2 Zuständig für die Anstellung neuer Mitarbeiter ist der 
Gemeinderat. Der Gemeinderat kann diese Anstel­
lungskompetenz delegieren.

3 Lernende werden mit privatrechtlichem Vertrag nach 
der Bundesgesetzgebung über die Berufsbildung an­
gestellt.

Art. 11 Probezeit
1 Die ersten drei Monate des Arbeitsverhältnisses gelten 

ohne anderslautende schriftliche Abmachung als Pro­
bezeit. 

2 Bei einer effektiven Verkürzung der Probezeit infolge 
Krankheit, Unfall oder Erfüllung einer nicht freiwillig 
übernommenen gesetzlichen Pflicht erfolgt eine ent­
sprechende Verlängerung der Probezeit.

Art. 15 Verfahren/Kündigungsschutz
1 Will die Anstellungsinstanz einem Mitarbeiter kündigen, 

gewährt sie ihm zuerst das rechtliche Gehör.
2 Die Kündigung ist von der Anstellungsinstanz sachlich 

zureichend zu begründen.
3 Bevor einem Mitarbeiter nach Ablauf der Probezeit ge­

kündigt werden kann, sind ihm die Beanstandungen 
durch eine Mitarbeiterbeurteilung vorzuhalten und es ist 
ihm eine Bewährungsfrist von mindestens drei Mona­
ten anzusetzen.

Art. 16 Sachlicher Kündigungsschutz
1 Die Kündigung durch die Anstellungsinstanz darf nach 

den Bestimmungen des Obligationenrechts nicht miss­
bräuchlich sein und setzt einen sachlich zureichenden 
Grund voraus.

2 Ein sachlich zureichender Grund liegt vor, wenn:
a) ein Mitarbeiter längerfristig oder dauernd verhindert ist, 

seine Aufgabe zu erfüllen;
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b) ein Mitarbeiter nicht geeignet ist, seine Aufgabe zu er­
füllen oder wenn seine Leistung und sein Verhalten 
nicht befriedigen;

c) ein Mitarbeiter seine Pflichten aus dem Arbeitsverhält­
nis schwer oder wiederholt verletzt hat;

d) ein Mitarbeiter eine strafbare Handlung begangen hat, 
die nach Treu und Glauben mit der ordnungsgemässen 
Aufgabenerfüllung nicht vereinbar ist;

e) eine Stelle aufgehoben oder in Bezug auf den Aufga­
ben­, Kompetenz­ oder Verantwortungsbereich umge­
staltet wird und der Mitarbeiter nicht bereit ist, die um­
gestaltete Stelle oder eine andere ihm zumutbare Stelle 
anzunehmen oder wenn es nicht möglich ist, dem Mit­
arbeiter eine andere zumutbare Stelle anzubieten.

Art. 17 Zeitlicher Kündigungsschutz
1 Die Anstellungsinstanz darf nach Ablauf der Probezeit 

das Arbeitsverhältnis nicht kündigen:
a) während schweizerischen obligatorischen Militär­, 

Schutz­ oder Zivildiensten, sowie vier Wochen vor und 
nach einer mindestens elf Tage dauernden obligatori­
schen Dienstleistung;

b) während eines unbesoldeten Urlaubs, der für eine frei­
willige gemeinnützige Dienstleistung bewilligt worden 
ist;

c) während 30 Tagen im ersten Dienstjahr und während 
180 Tagen ab dem zweitem Dienstjahr im Falle unver­
schuldeter ganzer oder teilweiser Arbeitsunfähigkeit 
wegen Krankheit oder Unfall;

d) während der Schwangerschaft einer Mitarbeiterin und 
in den 16 Wochen nach der Niederkunft.

Art. 19 Vorzeitige Pensionierung
1 Die Mitarbeiter können sich nach Vollendung des 59. 

Altersjahrs unter Einhaltung der Kündigungsfrist vor­
zeitig pensionieren lassen.

2 Die Anstellungsinstanz kann einen Mitarbeiter nach 
Vollendung des 63. Altersjahrs in den vorzeitigen Ruhe­
stand versetzen.

3 Der Gemeinderat regelt den Anspruch auf eine Über­
brückungsrente bei vorzeitiger Pensionierung des Mit­
arbeiters.

b) ein Mitarbeiter nicht geeignet ist, seine Aufgabe zu 
erfüllen oder wenn seine Leistung und sein Verhal­
ten nicht befriedigen;

c) ein Mitarbeiter seine Pflichten aus dem Arbeitsver­
hältnis schwer oder wiederholt verletzt hat;

d) ein Mitarbeiter eine strafbare Handlung begangen 
hat, die nach Treu und Glauben mit der ordnungsge­
mässen Aufgabenerfüllung nicht vereinbar ist;

e) eine Stelle aufgehoben oder in Bezug auf den Auf­
gaben­, Kompetenz­ oder Verantwortungsbereich 
umgestaltet wird und der Mitarbeiter nicht bereit ist, 
die umgestaltete Stelle oder eine andere ihm zumut­
bare Stelle anzunehmen oder wenn es nicht möglich 
ist, dem Mitarbeiter eine andere zumutbare Stelle an­
zubieten.

f) wirtschaftliche Gründe es erfordern.

Art. 17 Zeitlicher Kündigungsschutz
1 Die Anstellungsinstanz darf nach Ablauf der Probe­

zeit das Arbeitsverhältnis nicht kündigen:
a) während schweizerischen obligatorischen Militär­, 

Schutz­ oder Zivildiensten, sowie vier Wochen vor 
und nach einer mindestens elf Tage dauernden obli­
gatorischen Dienstleistung;

b) während eines unbesoldeten Urlaubs, der für eine 
freiwillige gemeinnützige Dienstleistung bewilligt 
worden ist;

c) während 30 Tagen im ersten Dienstjahr, während 90 
Tagen vom zweiten bis fünften Dienstjahr und wäh­
rend 180 Tagen ab dem sechsten Dienstjahr im Falle 
unverschuldeter ganzer oder teilweiser Arbeitsunfä­
higkeit wegen Krankheit oder Unfall;

d) während der Schwangerschaft einer Mitarbeiterin 
und in den 16 Wochen nach der Niederkunft.

Art. 19 Vorzeitige Pensionierung
1 Die Mitarbeiter können sich nach Vollendung des 59. 

Altersjahrs unter Einhaltung der Kündigungsfrist 
vorzeitig pensionieren lassen.

2 Die Anstellungsinstanz kann einen Mitarbeiter nach 
Vollendung des 63. Altersjahrs zwei Jahre vor der or­
dentlichen Pensionierung in den vorzeitigen Ruhe­
stand versetzen.

3 Der Gemeinderat regelt den Anspruch auf eine 
Überbrückungsrente bei vorzeitiger Pensionierung 
des Mitarbeiters.

Neu (Teilrevision)Bisher

For t se t zung 
Sachgeschä f t  Te i l r ev i s ion  Pe rsona l reg lement 
G enehmigungs inha l t

Sachgeschä f t  Te i l rev i s ion  Persona l reg lement
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I I I .  Rech te  und  P f l i ch ten  
de r  M i ta rb e i te r

Art. 21 Lohn und Versicherung
1  Der Mitarbeiter hat Anspruch auf Lohn und wird ge­

gen die wirtschaftlichen Folgen von Krankheit, Un­
fall, Invalidität, Alter und Tod versichert. Der Lohnan­
spruch beginnt und endet mit dem Arbeitsverhältnis.

2 Im unbefristeten Arbeitsverhältnis besteht während 
der Dauer und im Umfang der Arbeitsunfähigkeit 
Anspruch auf Lohnfortzahlung während höchstens 
zwei Jahren.

3 Die Höhe des Lohnes im Fall von Krankheit und Un­
fall ist abhängig von der Dauer des Arbeitsverhältnis­
ses. Sie beträgt mindestens 80 Prozent. Die Einzel­
heiten werden in den Ausführungsbestimmungen 
geregelt. 

Art. 23 Monats­ und Stundenlohn
1 Der Jahreslohn wird in 13 gleichen Teilbeträgen aus­

bezahlt. Der 13. Monatslohn wird im November ver­
gütet. Der Lohn wird in der Regel am 25. des Monats 
ausbezahlt. Ohne gegenteilige Mitteilung des Mitar­
beiters wird eine Lohnabrechnung nur dann schrift­
lich zugestellt, wenn sich der Auszahlungsbetrag ge­
genüber dem Vormonat ändert.

2 Bei Ein­ und Austritt im Verlaufe des Jahres wird der 
13. Monatslohn anteilsmässig ausgerichtet.

3 Die Mitarbeiter im Stundenlohn rechnen ihre Arbeits­
stunden monatlich ab.

Art. 32 Unfallversicherung
1  Der Mitarbeiter wird nach den Vorschriften des Bun­

desgesetzes über die Unfallversicherung gegen Be­
rufs­ und Nichtberufsunfälle sowie Berufskrankhei­
ten versichert.

2 Der Gemeinderat legt die Kostenbeteiligung der Mit­
arbeiter analog Kostenbeitrag Lehrpersonen fest.

Art. 33 Krankentaggeldversicherung
1 Der Gemeinderat schliesst für die Mitarbeiter eine 

Kollektiv­Krankentaggeldversicherung ab. Diese 
vergütet ab dem 91. längstens bis zum 730. Tag 
80 % des versicherten Lohnes gemäss den anwend­
baren Versicherungsbestimmungen.

2 Der Beitritt zur Krankentaggeldversicherung ist für 
alle Mitarbeiter obligatorisch. Sie beteiligen sich zu­
sammen mit der Gemeinde zur Hälfte an der Prämie. 
Der Gemeinderat legt die Beteiligung der Mitarbei­
ter an der Prämie fest. Sie beträgt maximal die Hälfte 
der Prämie.

Neu (Teilrevision)Bisher

I I I .  Rech te  und  P f l i ch ten  
de r  M i ta rb e i te r

Art. 21 Lohn und Versicherung
Der Mitarbeiter hat Anspruch auf Lohn und wird gegen die 
wirtschaftlichen Folgen von Krankheit, Unfall, Invalidität, 
Alter und Tod versichert. Der Lohnanspruch beginnt und 
endet mit dem Arbeitsverhältnis.

Art. 23 Monats­ und Stundenlohn
1 Der Jahreslohn wird in 13 gleichen Teilbeträgen ausbe­

zahlt. Der 13. Monatslohn wird im November vergütet. 
2  Bei Ein­ und Austritt im Verlaufe des Jahres wird der 

13. Monatslohn anteilsmässig ausgerichtet.
3 Die Mitarbeiter im Stundenlohn rechnen ihre Arbeits­

stunden monatlich ab.

Art. 32 Unfallversicherung
1 Der Mitarbeiter wird nach den Vorschriften des Bun­

desgesetzes über die Unfallversicherung gegen Be­
rufs­ und Nichtberufsunfälle sowie Berufskrankheiten 
versichert.

2 Die Kosten gehen voll zu Lasten des Arbeitgebers.

Art. 33 Krankentaggeldversicherung
1 Der Gemeinderat schliesst für die Mitarbeiter eine Kol­

lektiv­Krankentaggeldversicherung ab. Diese vergütet 
ab dem 91. bis zum 720. Tag 80% des versicherten 
Lohnes gemäss den anwendbaren Versicherungsbe­
stimmungen.

2 Der Beitritt zur Krankentaggeldversicherung ist für alle 
Mitarbeiter obligatorisch. Sie beteiligen sich zusammen 
mit der Gemeinde zur Hälfte an der Prämie.
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Art. 35 Mutterschaftsurlaub
1 Die Mitarbeiterin hat Anspruch auf einen bezahlten 

Mutterschaftsurlaub von insgesamt 16 Wochen, der 
frühestens zwei Wochen vor dem ärztlich bestimmten 
Niederkunftstermin beginnt. Muss die Angestellte ihre 
Tätigkeit wegen schwangerschaftsbedingter Be­
schwerden früher niederlegen, werden die letzten zwei 
Wochen der Abwesenheit vor der Niederkunft an den 
Mutterschaftsurlaub angerechnet.

2 Im Übrigen gelten die Anspruchsvoraussetzungen der 
eidgenössischen Mutterschaftsversicherung.

Art. 50 Arbeitszeit
Der Gemeinderat regelt die Arbeitszeit, deren Einteilung, 
die Ruhetage und den Nacht­, Sonntags­ und Pikettdienst.

Art. 51 Überstunden
Der Gemeinderat regelt die Überstunden in den Ausfüh­
rungsbestimmungen.

Ste l lungnahme der  Rechnungs ­
p rü fungskommiss ion  (R P K)

Die Rechnungsprüfungskommission hat zu den Änderun­
gen und Ergänzungen zum Personalreglement der Ge­
meinde Freienbach keine Einwände.

Empfeh lung  des  Geme indera tes

Der Gemeinderat empfiehlt, dem vorliegenden Sachge­
schäft «Teilrevision Personalreglement» zuzustimmen:
 Mit der beantragten Teilrevision wird den unterschiedli­
chen Bedürfnissen der Verwaltungsabteilungen Rech­
nung getragen.

 Die seit Jahren angewandte Praxis im Verwaltungsbe­
trieb wird durch klare Kompetenznormen bestätigt.

 Die aktuelle Rechtsprechung wird im Personalregle­
ment abgebildet.

Art. 35 Mutterschaftsurlaub
1 Die Mitarbeiterin hat Anspruch auf einen bezahlten 

Mutterschaftsurlaub von insgesamt 16 Wochen, der 
frühestens zwei Wochen vor dem ärztlich bestimmten 
Niederkunftstermin beginnt. Muss die Angestellte 
ihre Tätigkeit wegen schwangerschaftsbedingter Be­
schwerden früher niederlegen, werden die letzten 
zwei Wochen der Abwesenheit vor der Niederkunft 
an den Mutterschaftsurlaub angerechnet.

2  Im Übrigen gelten die Anspruchsvoraussetzungen 
der eidgenössischen Mutterschaftsversicherung.

3  Muss das Neugeborene länger als drei Wochen im 
Spital bleiben, wird der Beginn des Mutterschaftsur­
laubs aufgeschoben. Während der Zeit zwischen der 
Geburt bis zum Beginn des aufgeschobenen Mutter­
schaftsurlaubs wird der Mitarbeiterin volle Lohnzah­
lung gewährt.

Art. 50 Arbeitszeit
Der Gemeinderat regelt die Arbeitszeit, deren Eintei­
lung, die Ruhetage und den Nacht­, Sonntags­ und Pi­
kettdienst. Er kann die Einzelheiten der Einsatzplanung 
an die Betriebskommission Pflegezentren und an lei­
tende Mitarbeiter delegieren. Die Einzelheiten werden 
in den Ausführungsbestimmungen geregelt.

Art. 51 Überstunden
Der Gemeinderat regelt legt die Überstundenregelung 
in den Ausführungsbestimmungen fest.

Neu (Teilrevision)Bisher

For t se t zung 
Sachgeschä f t  Te i l r ev i s ion  Pe rsona l reg lement 
G enehmigungs inha l t
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